
DPA Interview mit Bundesaußenminister Dr. Gerhard Schröder am 01.09.1964

Frage:

Bei  den  letzten  deutsch-französischen  Konsultationsbesprechungen  ist  ein  neuer  Anlauf  vereinbart
worden, um die  politische  Einigung Europas voranzubringen. Entsprechende Vorschläge werden im
Auswärtigen Amt ausgearbeitet. Wann werden sie mit den anderen Regierungen besprochen, wann
öffentlich vorgelegt werden?

Antwort:

Eine feste Frist kann ich nicht nennen. Es wird sicher einer gewissen Zeit bedürfen, um die vielen schon
vorhandenen Europapläne auf ihre Brauchbarkeit hin gründlich zu prüfen. Unter Verwertung der dort
gefundenen  Elemente  wird  sodann  eine  Konzeption  zu  entwickeln  sein,  die  nicht  allein  unseren
Wünschen entspricht, sondern die auch zwei weitere Bedingungen zu erfüllen hat:

- sie muss erstens für alle EWG-Partner annehmbar sein;

- sie muss zweitens die Tür für diejenigen europäischen Staaten offen halten, die sich der EWG 
anschließen wollen.

Sobald der Entwurf ausgearbeitet ist, wird er zunächst im Kreis der Bundesregierung zu behandeln
und in seinen Umrissen auch mit den parlamentarischen Kräften abzustimmen sein. Dann wollen wir mit
unseren europäischen Freunden klären, ob unsere Vorstellungen auch mit den ihren übereinstimmen
oder damit in Einklang gebracht werden können.

Frage:

Aber Sie werden sich doch zunächst mit der französischen Regierung abstimmen?

Antwort:

Der ständige und gründliche Meinungsaustausch mit unseren französischen Freunden ist durch den 
Vertrag über die deutschfranzösische Zusammenarbeit ohnehin gegeben. Er wird auch in diesen Fragen
- ich betone es - voll ausgeschöpft werden. Doch verbieten es politischer Takt und politische Klugheit, 
glaube ich, den Meinungsaustausch so exklusiv zu interpretieren, dass wir die übrigen EWG-Partner vor 
den Kopf stoßen und dadurch dem gemeinsamen Anliegen Europas schaden. Was Europa braucht, um 
nach seiner wirtschaftlichen nun auch endlich seiner politischen Einigung näher zu kommen, ist keine 
deklamatorische Pflichtübung, sondern eine wohldurchdachte und für alle, akzeptable, ist eine 
erfolgreiche Konzeption. Kurz: Europa braucht einen politischen Erfolg

Frage:

Letzthin  ist  gelegentlich  von  einer  Trübung  des  deutsch-französischen  Verhältnisses  die  Rede
gewesen. Halten Sie die Behauptung für berechtigt, und kann die Bundesregierung etwas tun, um die
Zusammenarbeit mit Frankreich zu verbessern?

Antwort:

Die  deutsch-französische  Freundschaft  ist,  glaube  ich,  ein  zu  kostbares  Gut,  als  dass  wir  uns
flüchtigen Stimmungen der Ungeduld oder der Resignation hingeben dürften. Wir sollten uns vielmehr
in aller Nüchternheit an die dauerhaften historischen Fakten halten. Der frühere Bundeskanzler Dr.
Adenauer und der französische Staatspräsident de Gaulle erklärten mit vollem Recht am 22. Januar
1963, dass die Versöhnung zwischen den beiden Völkern ein geschichtliches Ereignis darstellt, das ihr
Verhältnis  zueinander  von Grund auf  neu gestaltet.  Diese Staatsmänner haben die  Tatsache der
deutsch-französischen  Aussöhnung  damals,  schon  vor  Unterzeichnung  des  Vertrags  über  die
deutsch-französische Zusammenarbeit, feststellen. können, obwohl sie wussten, dass die Politik ihrer
Regierungen  auf  manchen  -  und  keineswegs  belanglosen  -  Gebieten  einen  verschiedenen  Kurs
steuerte. Sie waren eben aufrichtig überzeugt, wie auch wir  es heute sind, dass die gegenseitige
Achtung und der gemeinsame Wunsch nach einer stetigen freundschaftlichen Annäherung der beiden
Völker stärkere Triebkräfte sind als noch so gewichtige Meinungsverschiedenheiten. Dieser Geist der
Gemeinsamkeit  -  wir  sollten  dies  doch  nicht  vergessen  -  hat  auf  vielen  Gebieten  schon  zu
beträchtlichen  Fortschritten  geführt.  Dagegen  wird  auch  der  Geist  der  Gemeinschaft  die  noch
bestehenden Meinungsverschiedenheiten nicht über Nacht ausräumen können. Diejenigen Fragen,
die Staatspräsident de Gaulle auf seiner Pressekonferenz am 23. Juli aufgezählt hat, werden in dem
vertraglich  geschaffenen  ständigen  Konsultationsprozess  und  in  dem  diplomatischen
Meinungsaustausch zwischen den beiden Regierungen, wie unter Freunden üblich, behandelt werden.



Ich  fasse  zusammen:  Die  nach  nur  einem  Jahr  seit  Inkrafttreten  des  deutsch-französischen
Vertrags zweifellos noch anhängigen Meinungsverschiedenheiten zwischen den beiden Regierungen
verlangen  den  Brückenschlag  im  Geiste  der  Gemeinsamkeit.  Der  auf  dieser  Grundlage
abgeschlossene  Vertrag  muss  aber  auch  -  dessen  bin  ich  gewiss  -  ungelöste
Meinungsverschiedenheiten  aushalten  können,  deren  Lösung  nämlich  die  unterschiedlichen
Interessen der beiden Nationen noch versperren. Er wird uns vor neuen Zerwürfnissen bewahren,
kurz: er ist bei gegenseitiger Achtung und freundschaftlicher Gesinnung nur ein Anfang. Auf diesem
Wege werden wir fortschreiten müssen.
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